
 
 
 
 
 
 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

DELEGIERTE WÄHLEN NEUE LANDESLEITUNG  

UND NEUEN LANDESBEZIRKSVORSTAND! 

Andrea Wemheuer, Ute Gottschaar und Stefanie Reich – 

diese drei Frauen stehen ab sofort an der Spitze des ver.di 

Landesbezirks Niedersachsen Bremen. Die Delegierten der 

6. Konferenz des ver.di-Landesbezirks Niedersachsen 

Bremen haben am 24. März mit 89,42 Prozent der 

abgegebenen Stimmen Andrea Wemheuer zur neuen 

Landesbezirksleiterin gewählt. Zudem gaben die 

Teilnehmenden der Konferenz im Maritim Airport Hotel in 

Langenhagen Ute Gottschaar 89,62 Prozent und Stefanie 

Reich 95,41 Prozent ihrer Stimmen für die Positionen der 

stellvertretenden Landesbezirksleiterinnen. Detlef Ahting, 

der zwölf Jahre lang den Landesbezirk geleitet hatte, war 

nicht mehr zur Wiederwahl angetreten. Er wurde auf der 

Bühne im Maritim Hotel und bei einem anschließenden 

Empfang am Abend des ersten Konferenztages gebührend 

verabschiedet. Unter den Gästen waren unter anderem 

Frank Werneke und Frank Bsirske. 

Zudem wählten die Delegierten aus Niedersachsen Bremen neben 

einer neuen Landesleitung auch einen neuen Landesbezirksvorstand 

gewählt. Auf der konstituierenden Sitzung des Gremiums wurde 

Christina Domm einstimmig zur Vorsitzenden des 

Landesbezirksvorstands bestimmt. Das Präsidium wird durch Anja 

Daumann, Hendrik de Boer, Thomas Kewitz, Ralf-Dieter Klaassen 

und Susanne Meister vervollständigt. 
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 Grußworte kamen am ersten Tag des Zusammentreffens von 

Hannovers Oberbürgermeister Belit Onay und von Mehrdad 

Payandeh, dem Vorsitzenden des DGB-Bezirks Niedersachsen 

Bremen Sachsen-Anhalt. Am zweiten Tag war Niedersachsens 

Ministerpräsident Stephan Weil zu Gast im Maritim Hotel. Der 

ver.di-Bundesvorsitzende Frank Werneke hielt eine Grundsatzrede. 

Vom Bundesvorstand waren zudem Christine Behle, Christoph 

Meister, Sylvia Bühler, Dagmar König und Detlef Raabe zu Gast auf 

der Konferenz. 

„Wir stehen als Gewerkschaft vor zahlreichen Herausforderungen. 

Die Folgen der Pandemie, die hohe Inflation, die Auswirkungen des 

Klimawandels, die demografische Entwicklung, die Bedrohung 

durch den Populismus, die Angriffe auf die Medienfreiheitfreiheit, 

die Transformation, der Gender-Pay Gap, die unsichere Zukunft der 

Rente sowie die Sicherung der Öffentlichen Daseinsvorsorge sind 

zentrale Themen, die sich auf die Gesellschaft und die Arbeitswelt 

massiv auswirken. Wir vertreten die Interessen all unserer Mitglieder 

– von den Auszubildenden bis zu den Rentner:innen. Wir sorgen 

dafür, dass die Lasten der Krisen gerecht verteilt werden. Wir stehen 

für Solidarität in schwierigen Zeiten und kämpfen für eine echte 

Aufwertung der systemrelevanten Berufe“, sagt die neue 

Landesleiterin Andrea Wemheuer. 

Die Teilnehmenden der Konferenz verabschiedeten eine Resolution 

für die Solidarität mit den Beschäftigten beim Konzern Galeria 

Karstadt/Kaufhof. Darin heißt es: „Wir fordern den Eigentümer René 

Benko auf, endlich Verantwortung für die Beschäftigten und das 

Unternehmen zu übernehmen“. Zudem wurde eine Resolution für 

die Demonstrierenden im Iran verabschiedet. „Die ver.di 

Landesbezirkskonferenz Niedersachsen-Bremen appelliert an die 

Landesregierungen in Bremen und Niedersachsen sowie die 

Bundesregierung, sich für eine feministische und 

menschenrechtsbasierte Außenpolitik für die Entlassung der 

Inhaftierten und zum Tode Verurteilten einzusetzen“, heißt es darin. 

Außerdem schaltete die Konferenz sich live per Video zur parallel in 

Berlin stattfindenden Konferenz der internationalen Amazon-

Arbeiter:innen. Mit stehenden Ovationen brachten die Delegierten 

ihre Unterstützung für die Amazon-Beschäftigten zum Ausdruck. 
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Unmittelbar nach dem Ende der 6. Landesbezirkskonferenz 

machte sich am Sonntag eine Delegation von 

Niedersachsen und Bremen aus auf in Richtung Potsdam, 

darunter auch die neue stellvertretende 

Landesbezirksleiterin Stefanie Reich. Auch eine Gruppe der 

ver.di-Jugend aus dem Landesbezirk war nach Potsdam 

gereist. Gemeinsam begleiteten sie die dritte 

Verhandlungsrunde im Tarifkonflikt mit den Arbeitgebern 

im öffentlichen Dienst des Bundes und der Kommunen.  

 

Zeitgleich mit den Verhandlungen in Potsdam waren ver.di-

Mitglieder im Verkehrswesen, im öffentlichen Nahverkehr, an den 

Flughäfen, bei den Schleusen und bei der Autobahn gemeinsam mit 

den Kolleginnen der Eisenbahngewerkschaft EVG zu einem 

eintägigen Warnstreik aufgerufen worden. Die Folge: Die Deutsche 

Bahn stellte den Fernverkehr bundesweit ein. In Hannover, Bremen, 

Braunschweig, Wolfsburg, Göttingen und Goslar fuhren zudem 

keine Stadtbahnen und Busse. Zentrale Demonstrationen und 

Kundgebungen fanden im Landesbezirk in Bremen und in Hannover 

statt. Insgesamt waren in Niedersachsen und Bremen an diesem Tag 

2800 Menschen bei den Aktionen vor Ort. Die Kolleg:innen wollten 

gemeinschaftlich unter anderem ein deutliches Zeichen im 

laufenden Tarifkonflikt im öffentlichen Dienst setzen. 

Genutzt hat das alles leider nicht. Am späten Mittwochabend brach 

die ver.di Verhandlungskommission die Gespräche mit den 

Arbeitgebern in Potsdam wegen unüberbrückbarere Differenzen ab. 

Die Bundestarifkommission öD (BTK öD) hatte zuvor einstimmig die 

Verhandlungen für gescheitert erklärt. Nachdem ver.di das Scheitern 

erklärt hatte, war Bundesinnenministerin Nancy Faeser vor die 

Presse getreten. Sie erklärte, die Arbeitgeber hätten 8 Prozent mehr 

Geld angeboten sowie einen Mindestbetrag von 300 plus 3000 Euro 

Inflationsausgleichszahlung. Das Ganze bei einer Laufzeit von 24 

Monaten. Aus ver.di-Sicht ist aber eindeutig: Ein neues formales 

Angebot liegt nicht vor. Über Auszahlungszeitpunkte und Verteilung 

der Inflationsausgleichszahlung gibt es keine verbindlichen 

Gesprächsstände. Zudem würde der von der Bundesinnenministerin 

ins Spiel gebrachte Vorschlag, anders als bei der zwölfmonatigen 

Laufzeit, bedeuten, dass den Kolleg:innen real lediglich 150 Euro 

zusätzlich pro Monat zur Verfügung stünden, statt der von ver.di 

geforderten mindestens 500 Euro/pro Monat. Diese Summe reicht 

aus Gewerkschaftssicht überhaupt nicht, um die weiterhin hohe 

Inflation auch nur annähernd ausgleichen zu können. Die 

Arbeitgeber haben anschließend die Schlichter angerufen. Eine 

Empfehlung des Gremiums wird bis Mitte April erwartet.
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